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Terminhinweise

Wiederholung
Mittwoch, 17. August, 11.15 Uhr, Rathaus, Zimmer 212

Renato Valdivia, der neue chilenische Generalkonsul in München, stattet
Bürgermeisterin Dr. Gertraud Burkert einen Antrittsbesuch ab.

Freitag, 19. August, 10 Uhr, BUGA-Gelände, Halle 1

Stadträtin Stefanie Jahn (SPD) spricht in Vertretung des Oberbürger-
meisters Grußworte zur Eröffnung der Hallenschau „Ein hochsommer-
licher Blumenstrauß – Partner Hessen und Sachsen-Anhalt“.

Meldungen

Fahrbahnsanierung in der Landshuter Allee

(16.8.2005) Über die Landshuter Allee rollen täglich zirka 150.000 Kraftfahr-
zeuge und zirka 10.000 Lastkraftwagen. Diese permanente Belastung hat
deutliche Spuren hinterlassen, und die Straße weist mittlerweile zahlreiche
Schadstellen auf.
Ab 29. August saniert das Baureferat deshalb die Landshuter Allee in bei-
den Fahrtrichtungen im Abschnitt zwischen der Überfahrt über die Arnulf-
straße und der Abfahrt zum Georg-Brauchle-Ring. Die Arbeiten werden bis
Ende Oktober andauern.
Um die Verkehrsbehinderung während der Stoßzeiten möglichst gering zu
halten, werden alle Arbeiten in Nachtarbeit ausgeführt. Die Arbeitszeit be-
ginnt um 21 Uhr (in den Sommerferien um 20.30 Uhr) und endet am fol-
genden Tag um 6 Uhr (Ferienzeit 6.30 Uhr). Während dieser Zeiten werden
die Fahrspuren auf der Landshuter Allee abschnittsweise auf nunmehr
eine verbleibende Spur je Fahrtrichtung reduziert. Während der Arbeiten in
den Auf- und Abfahrtsrampen des Landshuter-Allee-Tunnels wird der Tun-
nel komplett gesperrt und der Verkehr über die oberirdischen Fahrbahnen
geführt.
Tagsüber wird der Verkehr auf der gesamten Fahrbahnbreite durch die
Baubereiche geführt. Die Geschwindigkeit wird auf 30 Stundenkilometer
beschränkt.
Im Zuge der Sanierungsarbeiten wird außerdem die Seitenspur der West-
fahrbahn zwischen der Hirschberg- und Arnulfstraße voraussichtlich ab
5. September für zirka zwei Wochen zwischen 20.30 Uhr und 4 Uhr kom-
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plett gesperrt. Der Verkehr, einschließlich der dort verkehrenden Buslinien
53 und 133, wird bereits ab der Nymphenburger Straße über Rotkreuz-
platz, Wendl-Dietrich-Straße und Renatastraße in die Arnulfstraße abge-
leitet werden.
Das Baureferat weist die Autofahrerinnen und Autofahrer ab heute mit
Baustellenschildern auf die bevorstehenden Arbeiten hin. Für eventuelle
Beeinträchtigungen während der Baumaßnahme bittet das Baureferat
um Verständnis. Über etwaige Verkehrsbehinderungen während der Bau-
phase wird zu gegebener Zeit in den wöchentlichen Baustellenberichten
informiert.



Rathaus Umschau
Seite 4

Antworten auf Stadtratsanfragen
Dienstag, 16. August 2005

Beamtenpensionen – Zeitbombe auch für München?

Anfrage Stadtrat Josef Schmid (CSU) vom 20.5.2005

Antwort Personal- und Organisationsreferat:

Mit Schreiben vom 20.05.2005 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Personal- und Or-
ganisationsreferat, in Abstimmung mit der Stadtkämmerei, nachfolgend
beantwortet wird.

Der Text der Anfrage lautete wie folgt:
„In München beträgt die diesjährige Neuverschuldung 363 Mio. Euro. In
mindestens gleicher Höhe plant Rot-Grün, die Verschuldung auch in den
nächsten Jahren in die Höhe zu treiben. Ab 2010 sind nach eigenen Aussa-
gen des Kämmerers keine neuen Schulden mehr möglich.
Nun berichtet der aktuelle Versorgungsbericht der Bundesregierung über ein
Ansteigen der Pensionslasten auf 15 % des Haushaltsvolumens in Bayern.
Sollten diese Zahlen auch für München gelten, ergibt sich ein weiteres, gra-
vierendes Haushaltsloch.
Angesichts der vorliegenden Fakten muss diese Thematik auch in München
thematisiert werden, um rechtzeitig gegenzusteuern und ausreichend Rück-
lagen zu schaffen.”

Zunächst möchte ich vorausschicken, dass der von Ihnen zitierte aktuelle
– dritte – Versorgungsbericht des Bundes zum Zeitpunkt Ihrer Anfrage
noch nicht veröffentlicht war. Wie bereits der Versorgungsbericht des Jah-
res 2001 stellt auch dieser Bericht dar, dass die Versorgungsentwicklung
bei Bund, Ländern und Gemeinden sehr unterschiedlich verläuft. Insofern
ist der genannte Prozentwert nicht geeignet, die voraussichtliche Entwick-
lung für den Bereich der Landeshauptstadt München abzubilden.
So spricht der Versorgungsbericht allgemein von einem Anstieg der Versor-
gungs-Steuer-Quote (diese zeigt an, welchen Umfang die Versorgungsaus-
gaben an den Steuereinnahmen einer Gebietskörperschaft beanspruchen)
bei den Ländern von derzeit 9,3 % auf ca. 15 % im Jahr 2030.
Dagegen erhöht sich die entsprechende Kennzahl für die Gemeinden im
selben Zeitraum lediglich von derzeit 5,36 % auf knapp 7 %.
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Es ist daher auch aus Sicht des Versorgungsberichts des Bundes nicht
davon auszugehen, dass die Versorgungslasten ursächlich für ein “weite-
res, gravierendes Haushaltsloch” sein könnten.

Im Übrigen darf ich auf den in Kürze erscheinenden “Zweiten Versorgungs-
bericht der Landeshauptstadt München” verweisen, der die Entwicklung
der städtischen Versorgungslasten im Detail darstellt.

Auf die in Ihrer Anfrage gestellten Einzelfragen gebe ich folgende Aus-
kunft:

Frage 1:

Wie hoch sind derzeit die Pensions- bzw. Versorgungslasten?

Antwort:

An Beamtenversorgungsbezügen wurden im Jahr 2004 insgesamt 196,77
Mio. Euro ausgezahlt; davon entfielen ca. 161,37 Mio. Euro auf den Ge-
meindehaushalt, der Restbetrag auf Stadtsparkasse, Eigenbetriebe und
SWM GmbH und deren Töchter. Daneben wurden Versorgungsbezüge für
Angestellte mit vertraglicher Versorgungszusage sowie für Eigenversor-
gungsempfänger in Höhe von insgesamt 109,92 Mio. Euro (davon ca.
31,67 Mio. Euro aus dem Gemeindehaushalt) geleistet.

Frage 2:

In welcher Höhe prognostiziert die Stadt ihre Versorgungslasten für die
Zukunft?

Antwort:

Die künftigen Versorgungslasten sind von den unterschiedlichsten Fakto-
ren – insbesondere auch der Preisentwicklung und damit zusammenhän-
gend der Höhe der Besoldungsanpassungen – abhängig. Lässt man diese
Preiseffekte außer Betracht, so steigen nach interner Prognose die Versor-
gungslasten von aktuell ca. 197 Mio. Euro bis zum Jahr 2009 auf ca. 247
Mio. Euro, verharren bis nach 2030 auf diesem Niveau und würden im
Verlauf weiterer zehn Jahre wieder auf ca. 205 Mio. Euro absinken. Unter
Berücksichtigung einer jährlichen Besoldungs- (und Versorgungs-)anpas-
sung von 1,85 % würde sich folgendes Bild ergeben: 2009 ca. 271 Mio.
Euro, bis 2030 linearer Anstieg auf ca. 393 Mio. Euro, danach nur noch
geringfügiger Anstieg auf ca. 403 Mio. Euro im Jahr 2040.
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Frage 3:

Welche Vorsorgemaßnahmen (Rücklagen) trifft die Stadt? Sind diese aus-
reichend?

Antwort:

Mit dem Versorgungsreformgesetz 1998 wurden die öffentlich-rechtlichen
Dienstherren verpflichtet, Anteile der Besoldung und Versorgung zurück-
zulegen, um damit die Finanzierung des erwarteten „Versorgungsberges”
sicherzustellen. Die Regelungen der Zuführung zur Rücklage wurden zwi-
schenzeitlich mehrfach geändert; sie wird aber nach wie vor – und mit
steigenden Beträgen – gespeist durch Spareffekte der verschiedenen Ver-
sorgungsreformen. Die Rücklage ist zweckgebunden und kann nach Maß-
gabe der gesetzlichen Regelungen erst ab dem Jahr 2014 zur Finanzierung
der Versorgungslasten herangezogen werden. Zum Stichtag 31.12.2004
haben sich in dieser Sonderrücklage ca. 14 Mio. Euro befunden.

Daneben hat der Stadtkämmerer im Jahr 1999 beschlossen, eine freiwilli-
ge Pensionsrücklage einzurichten. Damit wird ein Kapitalstock aufgebaut,
der die Finanzierung der ab diesem Zeitpunkt neu eingestellten Beamtin-
nen und Beamten flankierend sicherstellen soll. In dieser Sonderrücklage
hat sich durch Zuführungen und Zinserträge zum Stand 31.12.2004 ein
Finanzvolumen von über 128 Mio. Euro angesammelt. Durch die lange
Laufzeit (erste Entnahmen werden voraussichtlich erst nach über 30 Jah-
ren erfolgen) sind hohe Wertzuwächse zu erwarten. Bei geeigneter Anla-
gestrategie wird sich dieser Kapitalstock selbst ohne zusätzliche Zuführun-
gen bis zum Jahr 2030 auf ca. 820 Mio. Euro erhöhen. Können auch künf-
tig durchschnittlich ca. 10 Mio. Euro jährlich zugeführt werden, würde sich
das zur Verfügung stehende Volumen nahezu verdoppeln.

Die Rücklagen können für sich gesehen die Finanzierung der steigenden
Versorgungslasten nicht sicherstellen; sie mildern jedoch die Belastung für
künftige Haushalte deutlich ab. Soweit vorhersehbar, sind die zur Verfü-
gung stehenden Mittel ausreichend.

Frage 4:

Wie sichert die Stadt vor dem Hintergrund der jährlichen Nettoneuverschul-
dung, der ständig wachsenden Gesamtverschuldung und der steigenden
Pensionslasten ihre Liquidität auch für die Zukunft?
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Antwort der Stadtkämmerei:

Im Rahmen der jährlichen Haushaltsplanungen sowie der mittelfristigen
Finanzplanung wird insbesondere die dauernde Leistungsfähigkeit des
städtischen Haushalts (siehe hierzu die einschlägige Übersicht entspre-
chend § 4 Nr. 4 KommHV) in den jährlichen Haushaltsplänen ausdrücklich
dargestellt. In diese fließen selbstverständlich auch die erwarteten Bela-
stungen aus dem Kapitaldienst der Kreditaufnahmen sowie die im jeweili-
gen Mittelfristzeitraum prognostizierten Versorgungsleistungen für die ehe-
maligen städtischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein.

Zudem ist zu beachten, dass seitens der Stadt eine „Freiwillige Pensions-
rücklage” sowie die „Gesetzliche Versorgungsrücklage” aufgebaut wird
(siehe hierzu Antwort zu Frage 3). Weiterhin ist zu sehen, dass die Zusatz-
versorgung der Tarifbeschäftigten schrittweise auf eine kapitalgedeckte
Finanzierung umgestellt wird, so dass sich die hieraus ableitbare Zukunfts-
belastung tendenziell vermindert.

Schließlich ist noch die Einführung des Neuen Kommunalen Rechnungswe-
sen (NKRw) anzusprechen; hier werden in den im Jahr 2006 festzulegen-
den Rückstellungswerten für die Eröffnungsbilanz die auf die Versorgungs-
leistungen an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter entfallenden Anteile auf
versicherungsmathematischer Grundlage ermittelt, so dass der auf diese
Finanzierung entfallende Anteil an Fremdmitteln in der Eröffnungsbilanz
und in den Folgebilanzen transparent nachgewiesen wird.

Gegenwärtig und in der überschaubaren Zukunft sind jedenfalls Liquiditäts-
probleme auch vor dem Hintergrund der für die Stadt verfügbaren allge-
meinen Refinanzierungsmöglichkeiten nicht zu erwarten.


	Inhaltsverzeichnis
	Terminhinweise 
	Meldungen 
	› Fahrbahnsanierung in der Landshuter Allee 
	Antworten auf Stadtratsanfragen 
	› Beamtenpensionen - Zeitbombe auch für München? 


